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Erlaubte Hilfsmittel: Gesetzestexte


Bearbeitungshinweis: Jede Frage kann mit max. 5 Punkten bewertet werden, insgesamt sind (daher) 50 Punkte erreichbar








1. 	Unter welchen drei Voraussetzungen - in richtiger Reihenfolge genannt - liegt eine wirksame Stellvertretung gem. § 164 Abs. 1 S. 1 BGB vor?





2. 	Was versteht man unter "Ausfallbürgschaft". Kann diese von den Parteien vertraglich vereinbart werden?





3. 	Welche Rechtswirkungen sind mit der Kaufmannseigenschaft verbunden?





K kauft einen gebrauchten unfallfreien Pkw bei V. V versichert auf Frage, dass das Kfz unfallfrei ist. Es wird vereinbart, dass K das Kfz am nächsten Tag abholen soll. Am Abend wird das Kfz von einem Mitarbeiter des V beschädigt. V repariert noch in der Nacht das Kfz und sagt K nichts über den Unfall, als dieser das Fahrzeug abholt und bezahlt. Mit dem Unfall ist das Fahrzeug Euro 2000 weniger wert. Welche Rechte hat K, nachdem er den Schaden bemerkt?





5.	Bevorzugen Gläubiger eher Personalsicherheiten, Waren- oder Grundpfandrechte? Begründen Sie Ihre Antwort ausführlich!





6.	Wilhelm Wunderlich, Student der Betriebswirtschaftslehre im 2. Semester, sieht auf der Straße immer wieder LKW’s mit der Aufschrift „Spedition ...“ und wundert sich. In der Vorlesung Rechtslehre hat er gehört, dass ein Spediteur nur vermittelt und keine Gütertransport vornimmt. Sind die Aufschriften falsch?





7. 	Was ist unter Prinzipalgeschäften zu verstehen?





8. 	A betreibt ein Elektro-Installationsbetrieb mit 5 Mitarbeitern. Der jährliche Umsatz  liegt bei 500.000.- €. Ihm wird von seinem Berater der Vorschlag gemacht, vor Aufnahme weiterer Kredite und zum Schutz seines Privatvermögens eine Gesellschaft zu gründen. 





Was spricht für/gegen eine OHG?


Was spricht für/gegen eine GmbH?


Was spricht für/gegen eine AG?


Was spricht für/gegen Weiterführung des Betriebes als Einzelfirma? 





9.	 Bei der Beurkundung eines GmbH-Vertrages weist der Notar die erschienenen Gesellschafter  darauf hin, dass sie den etwa entstehenden Fehlbetrag  bei der Stammeinlage eines anderen Gesellschafters aufzubringen haben. Ist dieser Hinweis angesichts von § 13 II GmbHG überhaupt richtig und findet er im Gesetz irgendeine Stütze?





10. 	Schildern Sie die Besonderheiten der Publikums KG gegenüber der „einfachen“ KG und erläutern Sie, ob diese Grundsätze auch für die Publikums GbR gelten








